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Bundeskabinett beschließt Bericht

  

Das Bundeskabinett hat heute den vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) vorgelegten Bericht über die Situation von unbegleiteten ausländischen Minderjährigen
beschlossen. Der Bericht basiert auf amtlichen Statistiken und Ergebnissen aus Befragungen von
Jugendämtern, Fachverbänden und Einrichtungen, in denen unbegleitete Kinder und Jugendliche leben.
Der Bericht befasst sich schwerpunktmäßig mit dem Jahr 2021 und greift punktuell neuere
Entwicklungen auf.

Im Ergebnis kommt der Bericht zu dem Schluss, dass unbegleitete Minderjährige in Deutschland
weitgehend rechtssicher und kindeswohlgerecht aufgenommen, untergebracht und versorgt wurden.
Zugleich wird deutlich, dass die seit 2022 wieder steigende Zahl unbegleiteter Minderjähriger die
zuständigen Kommunen vielerorts vor wachsende Herausforderungen stellt.
 

Die zentralen Aussagen des Berichts

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung
unbegleiteter ausländischer Kinder und Jugendlicher am 1.11.2015 berichtet die Bundesregierung dem
Deutschen Bundestag jährlich über deren Situation. Die zentralen Aussagen des aktuellen Berichts sind: 

Nach jahrelangem Rückgang nimmt die Zahl der UMA seit 2021 wieder zu: Zum Stichtag
31.10.2022 lebten 25.084 unbegleitete Minderjährige und junge Volljährige in der Zuständigkeit
der Kinder- und Jugendhilfe.
Zwischen September 2021 und Oktober 2022 stiegen die Fallzahlen um 40 Prozent.
2021 waren 91 Prozent der vorläufig in Obhut genommenen unbegleiteten Minderjährigen
männlich, neun Prozent waren weiblich.
Hauptherkunftsländer 2021 waren Afghanistan, Syrien und Somalia.
Bis Oktober 2022 wurden als Folge des Ukraine-Krieges insgesamt 3.891 Einreisen von
unbegleiteten Minderjährigen aus der Ukraine registriert.
Unbegleitete Minderjährige haben nach wie vor einen erhöhten Begleitungs-, Hilfe- und
Unterstützungsbedarf, der allerdings sehr heterogen ausfällt.
Die unbegleiteten Kinder und Jugendlichen erhielten im Berichtszeitraum weitgehend rechtssichere
und kindeswohlgerechte Aufnahme, Unterbringung und Versorgung.
Das Verteilverfahren wurde funktional und weitgehend rechtssicher umgesetzt.
Bei allen wichtigen Verfahrensschritten beteiligten die Jugendämter die unbegleiteten
Minderjährigen mehrheitlich selbst oder ihren Vormund.
Die sozialen Einschränkungen im Zuge der Corona-Pandemie haben sich auch auf das Alltagsleben
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unbegleiteter Minderjähriger ausgewirkt und ihre Integration erschwert.
Unbegleitete Minderjährige zeigten sich nach wie vor sehr motiviert, Deutsch zu lernen, die Schule
zu besuchen und erfolgreich abzuschließen und sich in die Gesellschaft zu integrieren.
Mit Blick auf 2022 und die erhöhten Zuzugszahlen bezeichneten Länder und Verbände fehlende
Unterbringungsmöglichkeiten und den Mangel an Fachkräften als größte Herausforderungen.

Den aktuellen Bericht finden Sie hier: bmfsfj.de/uma-bericht

 

Quelle: Pressemitteilung 038 des Bundesfamilienministeriums vom 31.5.2023 
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